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Migration - Asyl - Ausländerfeindlichkeit. 
Zumutungen und Begründungsnotstände 

Am Problem des Asyls kristallisieren sich heute die Ausländerfeindlichkeit 
und auch die Auseinandersetzungen darüber aus, was denn - von tödlicher 
Gewalt bis zum J\nsinncn, den sogenannten »Wirtschaftsflüchtlingen« den 
Zugang zum ;\sylrccht zu verwehren - als Ausländerfeindlichkeit zu gelten 
habe und was nicht. J\m Migrationsproblem entzündet sich der Streit um 
die »multikulturelle Gesellschaft« und um den Umgang mit der Tatsache, 
daß die Bundesrepublik zwar keine Einwandcrungsgcsellschafl, aber doch 
ein Einwanderungsland geworden ist. Wohl in beiden Fällen handelt es 
sich um Selbstverständigungen, die zugleich auf die Markierung inncnpoli-· 
tischcr Koordinaten zielen. Das Recht beider Diskussionen soll nicht be­
stritten werden. Doch sie bleiben vermutlich hinter den rapiden Verände­
nmgen zurück, denen das Politische unterworfen ist, seit die bipolare Welt 
zerbrochen ist und sich die noch unscharfen Konturen einer anderen, multi­
polaren Welt abzuzeichnen beginnen. - Drei Versuche, sich der politischen 
Bedeutung der genannten Probleme unter den Bedingungen dieses Wan­
dels nähern, werden im folgenden skizzierl. 

I. Bürgerkriege auf privater Basis 

Die Gewaltszene der skins, faschos, hools kennt ihren »Auslünder«: als 
Opfer. Sie versteht ihn selbstverständlich nicht im Sinne des staatsrechtli­
chen Begriffs. Der »Ausländer« trifft auf den leeren Inbegriff des Anderen, 
den der moderne subkulturelle Kombattant im gewaltträchtigen Spiel sub­
kultureller Selbstunterscheidungen - gewöhnlich ausgetragen zwischen fan 
und fan, skin und punk und Autonomen und fascho oder auch kreuz und 
quer - mit Attributen existentieller Feindschaft belegen kann. Das läßt ihn 
dem Feindbegriff Carl Schmitts zum Verwechseln ähnlich sehen, der in er­
ster und letzter begrifflicher Abstraktion (auch) den existentiell Anderen 
meint. Deswegen fällt wohl auch im Zusammenhang der Gewalt gegen 
Ausländer und der ausländerfeindlichen Einstellungen in der Politik, gera­
de anläßlich der Asyldebatte, der Name Schmitts bisweilen wie ein Deck-
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name; schlaglichtartig soll er denselben Zusammenhang rechter Gewalt mit 
dem politischen Diskurs in der funktionalen Herstellung eines öffentlichen 
Feindes ausweisen. Allzuschnell aber wird dabei übergangen, daß im flot~ 
tiercndcn Gewaltmilieu der »Feind« zuallererst die Münze ist. die die 
gangs, Rotten, Cliquen erst zum Klingen bringt; in und mit der RivaliUil 
erst entfalten sich die »Kämpfe«, die Medien subkultureller Daseinsverge­
wisserung und nicht der politischen Intervention und politischen Militanz 
sind. - Aber unbestreitbar ja auch: Gewalt gegen Ausländer hat teil an ei­
nem semantischen politischen Feld. Und schon die subkulturellen Stile arti­
kulieren latente politische Bekenntnisse und Identitfücn in einem vielfach 
n1edialisierten Feld gesellschaftlichen Wissens. 
Bisweilen hilft ein Blick auf die Worte. Das Wort lautet Ausländerfeind­
lichkeit. Der Schmitt'sche Feind meint unbedingt den öffentlichen Feind, 
den hostis im Gegensatz zum inimicus. Er ist wesentlich Staatsfeind dort, 
wo der Staat bzw. die Gesellschaft als Staat die Freund-Feind-Unterschei­
dung trifft. Eben so hat der ideologische Antisemitismus den traditionellen 
Judenha/3 in Feindschaft gegen fantasierte überstaatliche »Plutokratien«, 
ein quasi-staatliches »Weltjudentum« überführt; eben so hat Schmitt selber 
den »Liberalismus« als Instrument der Zersetzung des Staates, seiner Aus­
liefenmg an gesellschaftliche Interessen attackiert; und eben so hat der 
bundesrepublikanischc Staat die RAF zur Staatsbedrohung und folgerichtig 
zum Staatsfeind stilisiert. Nichts anderes inkriminiert in der Tendenz der 
notorische ordnungspolitische Einspruch gegen (mehr oder minder militan­
te) Regelverletzungen durch Protestbewegungen, der die Duldung »rechts­
freier Räume« apriorisch und prinzipiell zur Staatszersetzung erklärt, die 
im Keim erstickt werden müsse. Der »Ausländer« dagegen bringt nicht den 
Staat, sondern die Gesellschqff in Gefahr. Er bedroht ihre Identität und 
Kultur im allgemeinen; als Drogenhändler und Hütchenspieler im besonde­
ren ihre Sozialmoral und ihren sozialen Frieden; als Anwärter auf Wohnun­
gen, Arbeit und Sozialgelder, als Bürger also, ihre ökonomischen Ressour-­
cen. So haben noch die Politdemagogen, die die Ausländerfeindlichkeit 
schüren, mit ihrer Behauptung recht, die Bundesrepublik sei kein auslän­
derfeindliches Land. Sie sprechen im Brustton berechtigter Überzeugung 
aus, daß der »Ausländer« kein Staatsfeind sei. 
Es ist die Gesellschaft, die ihm - nicht als »Feind«, sondern - »feindlich« 
gegenübersteht, unter dem Druck ökonomischer Interessen und mit privati­
sierten Ressentiments. Und es ist die Politik, die die privatisierte gesell­
schaftliche Feindlichkeit bedient - aber nicht den öffentlichen Feind als 
Staatsfeind erzeugt. Sie verfolgt ihr eigenes Interesse an Wählerbeschaf­
fung und legitimiert ihre ideologische Dienstleistung aus öffentlichem In-
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tcresse, das hier nicht die Sphäre der staatlichen Ordnung, sondern die 
summierten gesellschaftlichen Privatinteressen (und Ressentiments) meint. 
Wie immer und mit welcher Absicht man die Transformation des Politi­
schen in der und durch die sozialstaatliche Massendemokratie beschreiben 
will: sie hat es in Daseinsfürsorge ökonomisiert; in geregelten Verteilungs­
vollzügen technisiert; und - indem sie die mit den umstrittenen Herr­
schaftsordnungen und ihren Rechtfertigungen verbundenen überindividuel­
len Sinnfragen und geschichtsphilosophischen Antworten stornierte - auch 
privatisiert. Darin schwanden auch die Großen Antagonismen der Großen 
kollektiven Subjekte - der »Nation«, der »Klasse«, der »Rasse«. Aus politi­
scher Feindschaft wurde Feindlichkeit - bis daß das Gewaltmilieu die 
Feindlichkeit rückverwandelt in die »Feindschaft« de1jenigcn »Bürgerkrie­
ge«, die von den gangs untereinander und auf privater Basis geführt wer­
den. Sie sind die Exponenten sozialer Anomie und legen zugleich - wo die 
Ausländerfrage der Gewaltszene eine neue, öffentliche Arena zur Verfü­
gung gestellt hat - Zeugnis ab von der latenten Allgegenwart der Politik. 
Doch von welcher Politik? 

II. Der reale Schein der Politik 

»Fremdenfeindlichkeit« heute ist keine umstandslose Erbschaft des politi­
schen »Rassismus«, wie das Plädoyer für die multikulturelle Gesellschaft 
oft glauben machen will - zumal dort, wo es mit maximalem rhetorischen 
Einsatz anläßlich des Streites um das Asylrecht für die prinzipielle Öffnung 
der Grenzen votiert. Für die fundamental verwandelten Umstände ist die 
Inversion der Perspektiven mehr als ein Indiz: denn um Abwehr der Mi­
gration geht es, nicht um Expansion und imperialistische Eroberung. Und 
anstelle der Großen Rechtfertigungen des Vorrechtes der weißen/»arischen 
Rasse« auf die Vorherrschaft in der Welt 1 statten die Großen Zahlen der 

Im nämlichen Konlcxl der Errichtung politischer Imperien war >)Rasse« seit dem 19. Jh. 
niemals weniger als ein Begriff politischer Ideologie. Enls\andcn aus der Abwehr des uni­
versalen Begriffs vom freien, gleichen Menschen und verallgemcincrl zu dessen universa­
lem Gegenbegriff, hielt er l-Icrrschafls- und/als Eroberungsansprüche fest, gerechtfertigl 
durch Zuschreibungen Massischcr« Supcriorirnt und lnferiorilfü. - Es ist der in Sozialpsy­
chologie und RessenlimenLs verwandelte. )>Rassismus«, der den Anschein umslandsloser 
polilischer Kontinuität erzeugt; insbesondere dort, wo sich die Begriffe des Politischen 
entdiffercnzicrcn, weil der Sinn für ihre Hlslorizilii! verloren gehl. Heute wieder gibt der 
»Fremde« dem Ohnmächtigen den »Stoff, aus dem die Träume« •· von der (A!!-)Machl 
sind. Ohne Zweifel ja komponieren sozial hervorgerufene Unterlegenhci!s- und kompen­
satorische Überlegcnheilsgefiih!e das Syndrom der Fremdenfcindlichkei\; doch aus den 
Sprachen der Großen Ideologien entbunden prägen sie in der Sphäre gesellsdmfllicher 
Einslellungen und Diskriminierungen den en!ideo!ogisicrten »Rassismus« aus, der zur 
men1alen Grundaussla!\ung des reeh1sex1reme11 Po1e11tin!s gehört. Er bilde( das Fermen\ 
der gut bekannten, entpolitisierten Sozialpsychologie des Vornneils; anwachsend unter 
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Migranten und der Überforderung des Staatsbudgets, des Bruttosozialpro­
dukts, des Wohnungsmarktes etc. die Fremdenfeindlichkeit. mit Argumen­
ten aus. - Politisch organisiert sie sich in der Debatte um das Asyl. 
Geblieben vom politischen Rassismus als Herrschaftideologie ist darin der 
Anspruch auf Herrschaft im eigenen Land und Gemeinwesen sowie auf 
Alleinverfügung und -konsurntion des eigenen Wohlstandes. Natürlich, 
dieser Anspruch setzt immer schon voraus, daß das Eigene am Reichtum, 
am Land/Territorium und am politischen Gemeinwesen das gerechtfertigte 
Eigene ist, ohne es noch expliziten Rechtfertigungen auszusetzen, (Er ap­
pel1ie1t an die »normative Kraft der (historischen) Fakten» ... ,ohne histori­
sche Begründungen noch selber vorzulegen. ) 
Und natürlich gilt dann umgckehrl: die Denunziation dieser Anspruchs­
haltung als (politischer) Rassismus setzt die globale Universalität men­
schlicher Berechtigungen auf Teilhabe und Teilnahme am europäischen 
Reichtum, an seinen Ländernfferritorien und seinen Rechtsgütern voraus. 
Denn nur die Prämisse einer universellen Berechtigung der Menschheit 
zu1n Zugang auf die europäische Staatenwelt erlaubt, ein besonderes euro­
päisches Anrecht auf Europa e:x negative mit dem ideologischen Rassismus 
zu legieren und ihn - selbstverständlich - zu verwerfen. 
Beide Haltungen (die sie eher sind als explizierte Positionen) haben ent­
scheidende Gemeinsamkeiten: sie kreisen um eine Frage - wem gehören 
die europäischen Nationalstaaten mitsamt ihren Rechtsgi.itern und Reich­
tümern? Und sie verflüchtigcJl die sich an die jeweiligen Antworten an­
schließenden Fragen nuch der Legitimität oder Illegitimität des Eigentums 
der universellen Menschheit oder der europäischen Staatsvölker an ihren 
Nationen in strittige, doch vermeintlich selbstverständliche und daher nicht 
weiter ausgeführte historische Begründungen. Die Selbstverständlichkeit 
des (von internationalen Entwicklungsverpflichtungen unberührten) prinzi­
piell legitimen Eigentums, das Europäer an ihren Nationalstaaten und 
-rcichllimern haben, konkurriert mit der entgegengesetzten Selbstverständ­
lichkeit, das europäische Eigenturn zu bestreiten, weil es sich einer histori-

ökonomischem Verteilungsdruck und folgenden Benachtciligungsiingsten und -crfahrun-­
gen; konjunkturell repolitisicr! nach den ebenfalls gut bekannten Regeln des öffentlichen 
Vornrteilsmanagements und der Wiihlcrbeschaffungsstrategien. Wird von Sozialwissen­
schaftlern der »Rassismus« als fall social der Infcrioritiits/Superiorilfüszuschreibungen 
und Ausschließungsprnktiken und die ))Rasse« als >)so;,.iale Konstruktion« begriffen, dann 
öffnen sich beide Kategorien nur dem vorweg angedeu!e!en Changieren zwischen gesdl­
schafllicben Diskriminierungen und politischen Instrumentalisierungen wie auch ihren hi­
storischen Verknilpfungen mit Nationalismen, lrnpcriallsmen etc. Ihre epochentypischc 
PolitiziWt aber entzieht sich dem Vcrstiindnis. Auf sie jedoch kommt es an, wenn sich die 
Horiwnle des Politischen Undern. (Zur Verwandlung des >)rassistischen<, in den ncurech­
tcn )>ethnisc!icn« Diskurs im Spiegel der epochal gewandelte politischen Kontexte vgl. 
Balibar 1989.) 
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sehen, globalen Ausbeulungsgcschichlc verdanke. Wo sich im einen Fall 
die Verteilung europäischen Rechts und Reichtums als politisch rationales 
Gnadcngeschcnk darbietet, das dem eigenen Überfluß entspringt und sich 
mit ihm verknappt; so im anderen Fall die Verweigerung von Rechtsverlei­
hungen und Reichtumsvcrtcilungen als Fortsetzung eines bloßen Raubes. 
Wenn in der Summe also der klandestine Rekurs auf historische Selbstver­
ständlichkeiten und die Beschwörung allgemeinster ethischer Prinzipien im 
Gewand historischer Anrechte, die Surrogate also zukiir{ftig tragender und 
tragfähiger Rechtfertigungen, zu beiden Haltungen gehören, so auch die 
Feme zum Politischen. Nichts falscher, als sich durch die ja europäische 
Asyldebatte und ihre pragmatischen Begründungen täuschen zu lassen. 
Denn diese selber stellt im wesentlichen eine monumentale Problemver­
schiebung dar, die sich in den Diskurs der bcgründungsloscn Rechtferti­
gung des Nationalstaates in Europa (und damit in die weitreichenden Ten­
denzen der Nationalisierung Europas) nahtlos einfügt. 
Das politisch ignorierte Migrationsphänomen, qua juridischer Formen ver­
wandelt: in ein Asylproblem, erzeugt folgerichtig den Scheinasylanten, dem 
auf Grund vorgeschobener Asylgründe das Recht auf Partizipation an den 
europfüschen Nationalstaaten streitig zu machen ist. Oder dem umgekehrt 
ein Recht auf Ansässigkeit - wo auch immer - als Menschenrecht zuzuge­
stehen ist. Dieser Pseudo-Pragmatismus in der Asyldebatte ist soweit von 
politischer Konfliktregulation entfernt wie der Moralismus des Rückgriffs 
auf die Menschenrechte als eine bloß ethische Institution. Denn politische 
Regulation bemißt sich hier an der Erfindung und (Weiter-)Entwicklung 
konfliktbewältigcnder Formen transnationaler Verteilung von Rechts- und 
Wohlstandsgütcrn und der Einrichtung quasistaatlichcr, transnationalcr In­
stitutionen mit. Sanktionsmacht, die Menschenrechte zu schützen erst in der 
Lage sind.2 

2 Das Schicksal der Flüchtlinge und Sta:1tenlosen seit dem ] .Weltkrieg, erst rechl der durch 
die nationalso;dalistischc Herrrschaft Ver!ricbencn (und Ermordeten!) lrnt die hier rele­
vante Lektion erteilt: daß die Menschenrechte - wie ihre Gegner behaupteten - nur »wert­
loser Plunder« sind, wo sie nicht von souverHnen S!aaten geschützt werden. (vgl.Arendt 
!975, Bd.2, S.220-268) Menschenrechte existieren nur gedeckt durch Staatsbürgerrechte. 
- Aus den Menschenrechten haben die Demokratien ihr Verstiindnis der Volks-Souveriini­
tüt hergelcilel; anderes bedeutet Souvcriinitfü in der anarchischen Staatenwelt, im i',wi" 
schenslaallichcn Verkehr und Völkerrecht: wechselseitige Anerkennung nämlich der 
Staatssubjekte, der Unverlctztlichkeit der Territorien und der Prinz,ipicn der Niclll·•Einmi•• 
schung in innere Angclcgcnhcilcn. Und wiihrcnd institutionalisierte Verfassungsrechte, 
die auch die dcmokraiischcn Staaten binden, die politische Selbstbestimmung garan!icrcn 
sollen, macht im i',wischc11swa1lichcn Verkehr unminclhnr der Erns1fall der Clcwalrnnwcn­
dung die Probe auf die Staatssouveräni!iil. Auf der Hand liegt dnriibcrhinaus, daß lclztcrc 
irn Widerspruch z,u dem unhintergchbar gewordenen, durch Verletzungen der Menschcn­
rcchle und des Minderhcitenselmtzes qunlifii'Jcrtcn, internntionale11 Interventionsrecht 
steht. Doch er eröffne! nichl nur ein ideologisches und durch hegemoniale Interessen in-
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Nach Maßgabe solcher Erfordernisse und Problemdimensionen steht der 
politische Streit um Fremdenfeindlichkeit in gänzlich anderem Licht als in 
dem historischen der Rassenideologien, der Rechtfertigung von Chauvi­
nismus und imperialistischer Expansion. Der Streit verbürgt eine tiefe Re­
gression des Politischen, keine originäre Aggression. (Daß das zur sozialen 
Aggression in der Gesellschaft führt, ist unbestritten; genauso wie die 
wachsende Aggressivität von Politikern, die die Gesellschaft rhetorisch be­
dienen.) Die Wendung des transnationalen Migrationsproblems in nationa­
l(isierend)e Asyldebatten ist die Form einer Rechtfertigung nationalen 
Wohlstands durch den Nationalstaat und weiter und mehr noch die selbst­
läufige Rechtfertigung des Nationalstaates schlechthin; eines halbierten 
Nationalstaates freilich, der realiter - und wie gerade die europäische admi­
nistrative Verarbeitung der Asylfrage bezeugt: - Hingst transnationalisiert, 
als staatsrechtliche und ökonomische Einheit technisiert ist, und die ver­
gangene politische Nationalgeschichte als Kultur bewahrt. 
Die »Multikultur« dagegen, die im Extrem offene Staatsgrenzen 
schlechthin und ein universelles Eigentumsrecht am nationalen Reichtum 
und Rechtsgut fordert, bestreitet die Legitimität von Staatlichkeit über­
lurnpt, indem sie die territorialen und juridischen Grenzen der Güter über­
lumpt entgrenzt. So bewegt sich der unausgesprochene, implizite Prinzi­
pienstreit entlang von Vorgaben entweder der Rechtfertigung des National­
staates oder einer Nichtstaatlichkeit; ein Streit also, dessen faktisches 
Machtverhältnis eindeutig ist und den sprachlich auszutragen die widersin­
nigen Konsequenzen und Irrcalitäten verbieten. Ein unaustragbarer Streit 
um antiquierte Formen und unmögliche Formlosigkeiten, der dem wirkli­
chen Streit um politische Formen ausweicht. 
Die Entwicklung neuer Regulierungsformen globaler Politik und ihre prin­
,,ipielle Begrlindung und Rechtfertigung stellen hohe, uneingelöste Forde­
rungen. Ihnen gegenüber hat Asylpolitik den Vorteil einer Symbolik, die 
aussieht wie Politik, und auch den Vorteil eines Populismus, der aussieht 
wie Demokratie. Die entideologisierten, politisch als Wählerstimmen ver­
allgemeinerten gesellschaftlichen Interessen an Wohlstandssicherung wie 

strumentalisicrbares Feld der Auslegung der Mcnsehcmechte (Kondylis 1992. S.l 12-
!20); sondern erst recht ein mit unterschiedlichen Konsequenzen denk- und kon:dpierba­
res, konfliktreiches institutionelles Feld des Ausbaus der Uno als völkerrechtliche Organi­
sation und Sa11ktions111acht - ob in Richtung zwischenslant!lcher Bündnisse in einer regio­
nalisicrten und/oder als cigens!Undige Institution in der einen Welt (Vgl. dazu Czempiel 
!992, S.47-85), die das Menschen- als Weltbürgerrecht verwirklicht und garantiert. So 
wenig wahrscheinlich ein solcher We!tst;rnt ,tuch künftig isl ... , Souveriini(iitsverluste der 
Nationalstaaten zugunsten inlcrnationalcr Instilutioncn stehen nach dem Zerfall des 
Blockgegensatzes auf der Tagesordnung. Und sie werden ohnmiichtig sein, wenn sie nicht 
im Kontext weltweiter Abrlislungcn und Entwicklungen einer Politik der De-Eskalation 
und nichtmili!iirischer uiid !rotzdcm wirksamer priiventivcr Santionsinstrumcntc stehen. 
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auch die stets mobilisierbafcn Ressentiments einerseits, die in Notlilgcn 
verkleideten Souveränitätsinteressen staatlicher Bürokratien und der politi~ 
sehen Kasten andererseits agieren konkurrenzlos wegen des Mangels an 
Alternativen und an Begründungen. Danun wird sich auch weiterhin mit 
der Asyldebatte die öffentliche Meinung steuern lassen; das trägt den »rea­
len Schein der Politik«. 

III. Zumutungen und ßegriindungsnotstände 

Das Asylrecht ff.1einle seit der Zeit seiner En\stehung den individuell ver­
folgten politischen Flüchtling. Die Verfassung der Bundesrepublik hat ihm 
auf Grund der Verfolgungen während des Nationalsozialismus eine hervor­
ragende Bedeutung zugewiesen, wiewohl gerade die durch sie und später­
hin initiierten nationalen, rassistischen Diskriminierungen und Völkerwan­
demngen das Fassungsvermögen des Asylbegriffs - juristisch und poli­
tisch - bei weitem überstiegen. 
Der ))Asylant« heule hal i11<lividuellen Asyl-Anspruch, doch komn'll er 
nicht allein. Die »Asylantenflut« trägt »Asylantenschwemmen« ins Land. 
Bislang hatte die Rechte die Schreckbilder abonniert; sie addressiercn hier 
paranoide Zerfallsängste und bieten Medien der Angstabwehr im Sinne je­
ner frei flottierender Ressentirnentbereitschaftcn, die das rechte Potential 
auszeichnen. Das innenpolitische Spiel mit ihnen ist keineswegs ausge­
spielt, wie die Asyldebatte beweist. Indes beweist dieselbe Debatte die Bil­
dung neuer Horizonte des Politischen. In sie wird von Linken, Grünen, Li­
beralen und vereinzelten Konservativen erstmals die Forderung nach Aner­
kenntnis dessen und Selbsterkenntnis dahingehend hineingetragen, daß die 
Bundesrepublik ein Einwanderungsland sei. Das mag nurmehr ihre kul­
turelle Identität betreffen; und die Akzeptanz ihrer unhintergehbaren »Mul­
tikultur«, die außer Zweifel steht, beendet nur die ))Jlormale Pathologie«, 
die sich in der Realitätsverleugnung offenbart. 
Die schlüssige politische Forderung geht auf Steuerung der Migration und 
ein Migrationsgesetz, das die Asylproblematik in ihrem eigenständigen 
Recht entlasten möge. Selbstverständlich öffnet sich auch darin kein fun­
damental neuer politischer Horizont. Als Migrationsgesetz mit weiteren 
Folgen veränderter Einbürgerungspolitik etc. ließe sich nur weiter konzi­
pieren, was bislang in Anwerbe- und Rückkehrhilfepolitik ökonomisch in­
duziert und politisch improvisiert worden war und hinsichtlich der politi­
schen Rechtlosigkeit lange ansässiger Migranten unhaltbar geworden ist. 
Unumgehbar ist auch der Bruch mit eiern auf Abstammungs- statt Territori-
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alprinzipien basierenden Staatsbürgerrecht.3 Die hier gemeinten Öffnungen 
indessen verbergen sich in der Aufweichung anderer Fronten, und auch sie 
gruppieren sich um die Frage des Asyls. Die über Lagergrenzen hinweg 
reichende veränderte Haltung zur Änderung des Asylparagraphen der V er~ 
fässung ist nicht mit Blick auf die pragmatischen und rechtstechnischcn 
Begründungen interessant, mit denen sie gerade anläßlich (notwendiger) 
europäischer Rechtsangleichungen vorgetragen wird. Ihre Pointe liegt in 
dem Aufbruch aus der symbolischen Aufladung der Asylfrage mit ver­
pflichtenden Erinnerungen an den Nationalsozialismus, die die Bundesre­
publik so lange in eine legitimierte Nachkriegsgeschichte stellte. Folglich 
ist der Umgang mit der Asylfrage auch von historischen Legitimationsbe­
zügen, von expliziten und impliziten Stellungnahmen zum Nationalsozia­
lismus umwoben gewesen. In jener neuen Haltung zur Asylfrage tritt die 
BRD - ähnlich wie in der anderen Frage des Einsatzes der Bundeswehr au­
ßerhalb des Natogebietcs in UN-Verbänden - mental aus der Nachkriegs­
geschichte heraus. 
Nachkriegsgeschichte ist die Geschichte der Blockbildung. Und: Nach­
kriegsgeschichte selbst ist mildem Zusammenbruch des Ostblocks und der 
Blockkonfrontation epochal zu Ende gegangen. Das evoziert die Wieder­
kehr der Außenpolitik und außenpolitischen Orientierungen, der neuen al­
ten Spielräume für die wieder verlebendigten, in unterschiedlichem Maße 
zu außenpolitischen Subjekten werdenden Nationalstrniten. Aufs neue ha­
ben sich ihre klassischen konkurrenten Souveränitätsinteressen aus der po­
litischen Blocklogik - und vielleicht mehr noch aus der die Blocklogik in 
wechselseitiger nuklearer Vcrnichtungsdrohung technologisch »rationali­
sierenden« Rüstungslogik - herausgeschfüt. 
Die neue Lage wertet die Migrationspolitik und mit ihr den Status der 
Fremden- und AusWnderfcindlicheit in der Politik auf. Durch den Wandel 
der globalen Koordinaten seit den 90er Jahren werden beide aus den Ori­
entierungsdaten herausgenommen, die das öffentliche Bewußtsein nach do­
minant innenpolitischen Prämissen strukturierten: einmal, weil die neue 
Lage selber mit ihren neuen Konflikten und dem Wegfall des »eisernen 
Vorhangs« neue Migrationsschübe erwarten Hißt; zum anderen, und ent­
scheidender,weil sie das Migrationsphänomen und Asylproblem in jenen 
Kontext internationaler Politik mit all seinen beweglichen Konfliktfeldern 
und seinem Regulierungsbedarf hineinwachsen Hißt, der in der Bipolarität 
gleichsam stillgcstellt war. Migration heule ist ungesteuerte Weltpolitik 

3 Zu den unterschiedlichen Rechtswegen möglicher lntcgrnlionspolitik vcnnillels des 
Staatsbürger- und des Migrationsgesetzes und zu dessen Tücken, weil es im auf Dauer ge­
stellten S!reil über Einwanderungsquoten den ethnischen Diskurs irn genauen Gegensat1. 
;,,ur ln!cntion auf Dauer stellen könnte, vgl. Diner ! 992. 
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von unten, deren Steuerungsnotwendigkeit als Weltpolitik in den europäi­
schen Zief/ändern umnittelbar Cll{/bricht. Genau das unterscheidet den Pro­
blemkreis heute - und mit ihm die Debatten um und Instrumentalisierungen 
von Ausländerfeindlichkeit - von ihren früheren Konjunkturen seit den 
60cr Jahren. Der von der Migration angestoßene Regulierungsbedarf 
schießt in die Neukoordiniernng der Fundamente außenpolitischer Orien­
tierungen ein; Haltungen der Ausländerfeindlichkeit und die von ihr getra­
genen Schreckbilder und argumentativen Rationalisierungen legieren sich 
vermittels der Migrationsprobleme mit neuen weit- und außenpolitischen 
Orientierungen - oder, in Ermangelung solcher Orientierungen, mit einer 
neuen Haltung der Leugnung und Abwehr der neuen weltpolitischen Pro­
bleme selber. 
Was als trans- und internationale Außenpolitik gefordert wäre, wird in den 
bewährten Mechaniken nationaler Innenpolitiken »bewiiltigt«. In der euro­
päischen Asyldebatte regrcdieren die europfüschen Demokratien auch poli­
tisch auf die Nationalstaaten, die sie als territoriale Rechtseinheiten und 
-subjekte sind. Die Regression scheint mangels allernativcr politischer For­
men und Pragmatiken einer »neuen Weltordnung« auswegslos. Die demo­
kratischen Gescllsclrnrten werden von der politischen Alternativlosigkeit 
infiziert. Nichts anderes beweist das europäische Skandalon der ausufern~ 
den AusHinderfeindlichkeit. Als skandalös mögen die europäischen Politi­
ken »wohlstandschauvinistischer« Abschließung gelten, die gewalttätigen 
Vollzüge der Abweisung und Ausweisung und die Winkelzüge ihrer juridi­
schen Begründung, die pragmatische Verwaltung von Menschen in Sam­
mellagern, Containerdörfern etc .. Den Kern der gesellschaftlichen Krank­
heit treffen sie nicht. Ihr wahres Skandalon ist ein nicht skandalisicrter 
Skandal: die Gewalt gegen Ausländer, die von Schweigen und Sprachlosig­
keit umgeben ist. Es schweigt der Staat, der in Redeschlachten über die 
lautstark fortgeführte Asyldebatte verwickelt ist. 4 In Sprachlosigkeit ver­
fällt, soweit sie nicht auch Verständnis und Einverständnis ·zollt, die zivile 
Gesellschaft. TatsUchlich verrät ihr Schweigen gegenüber politisch verstan­
denem Mord und Vertreibung die zivilen Fundamente der Demokratie. 
Aber nichts falscher, als es umstandslos der Ausländerfeindlichkeit selber 
zuzurechnen. Es resultiert, mehr als aus Affinitäten zur Gewalt, aus Be­
gründungsschwächen der Demokratie in der neuen Lage, die neue Begrün•• 

4 Und dieses nicht, ohne eine neue Pointe zu liefern. 111 der ehemaligen DDR, wo erstmals 
die ))rechts!'rc.icn füiumc« der Gewalt eine umstands!os ordnungspo!itisdie Dimension 
haben wegen des notorischen Mrnige!s an Polizeikriiflen, da fällt die ansonsten notorische 
lnkriminicrnng aus; stal!desscn klingt das Vcrsliindnis für Fchllrnndlungen aus Arbeits­
und Perspektivlosigkcit auf, als ob der Totschlag und die Mordbereitschaft damit ent­
schuldbar w(iren„ 
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dungen erforderl. Denn \:venn der neue weltpolitische Regulierungsbedarf 
eine neue globale Wirlschaftspolitik einschließt wie auch eine neue globale 
Verfassungs-, Institutionen- und Sanktionspolitik, die das Verhültnis von 
staatlichen Souverfülitätsrechten und internationalen Interventionsrechten 
zum Schutz qualifizierter Menschenrechte regelt, dann sind mit ihnen Fra­
gen der weltgescllschaftlichen Verallgemeinerbarkeit von Gerechtigkeits­
und Rechtsprinzipien einer politischen Herrschaftsordnung aufgeworfen, 
die die westlichen Demokratien innenpolitisch als Sozial- und Rechtsstaa-­
ten vorläufig beantwortet haben. Und es ist die Unzugünglichkcil dieser 
Fragen nach der Universalisierbarkeit demokratischer Prinzipien, nach den 
Chancen ihrer Übertragbarkeit von der Innenpolitik der Staaten auf eine 
(zwischenstaatliche) Weltpolitik, die letztlich hinter dem Verrat derselben 
Prinzipien durch das Schweigen zur Gewalt - und also für die UnzugHng-­
lichkeit des Skandalons steht. Das Schweigen artikuliert die Sprachlosig­
keit im Prinzipiellen. 
In der öffentlichen Debatte erscheint die Migration als Symbol der um-­
strittencn multikulturellen Gesellschaft. Doch auch diese Symbolisierung 
gehört zur gesellschaftlichen Pathologie. Multikulturell ist die Gesellschaft 
schon - mit oder ohne Auslünder - durch die Pluralisierung der Lebensstile, 
namentlich durch die Differenzierung der Jugendkulturen und ihre Folgen. 
Daher zeigt sich die Diskussion der Pluralisicrung von Kulturen an den 
Ausländern selber als Problemverschiebung,5 die mit der verschobenen 
Asyldebatte ineinander geht. 
Die Allgemeinheit solcher Verschiebungen und Syrnptombildungcn deutet 
an, daß die Migration Metapher eines »verdrängten« Dritten ist:ö einer 
Fundamentalbedrohung des geschichtlichen Selbstverständnisses der euro­
päischen Staaten. Selbstverständlich, in der Rhetorik der »Überfremdung« 
redet die politische Rechte von nichts anderem. So gewiß aber dieser offen 
geführte Diskurs zu den offenkundigen Verschiebungen gehört7, ebenso 
gewiß gehören bestimmte Erwartungen hinsichtlich künftiger Konsequcn-

5 Sie hat eigcnsliindigc Grlinde in dem »Kulturnlismus« gesellschaftlicher Selbstbeschrei­
bungen .. 

6 Dafür spricht im librigcn schon der auffällige Mangel ,rn Sachlichkeit in der Debatte und 
der Mrn1gel an sachlichen Informationen über Ar1 und Zahl der Migrntion in den Medien. 
Erst recht aber die notorische Verschleierung der Bedeutung der Migration flir den ökono-· 
mischen Wicderaufüau Europas und den Ausgleich des Bevölkenmgsrlickgangs seit dem 
Ende des 2.Wel!kriegs. Gerade in der BRD, die seil 45 - beginnend mit den l-Icimatvcr­
triebenen - Einwanderungsland ist, hat die Verdrängung schon groteske Züge. Von wel­
chen falschen Voraussetzungen aus hier in der Regel gedacht und Poli!ik gemacht wird, 
zeigt 1-loffnrnnn ! 991, S. !469-1489. 

7 ... niimlich in die >)kul!urkri!ische<< Tradition der Klage über den Zerfall von )>Gcmeln­
scha!'t,< in )>Gesellschaft,<, in der die Abwehr des )>Entfremdeten« immer mit der Projek­
tion aur ))Fremde« verschwistert war. 
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zen der Migration zu eher verdecklen, aber breit gestreuten und tief liegen­
den Ängsten - und also zu Grundlagen der Problemverschiebung selbst. 
Längst sind die Erwartungen riesiger Migrationsströme allgemein gewor­
den. Und mit ihnen diejenigen (Zukunfts-)Bilder eines Reservoirs von so­
;dal, ökonomisch, kulturell radikal außenstehcndcn Menschen, die dem eu­
ropäischen Staatsverständnis ebenso radikal entgegenstehen. Ihre Präsenz 
widerspricht nicht nur den problematischen Vorstellungen nationaler Ho-­
mogenität - gleichviel hier, ob die Nation im Akt der Verfassungsgebung 
oder ethnisch gegründet verstanden wurde. Aus ihrer christlichen Ge­
schichte haben Europas Staaten das historisch verbindliche Sozialethos ge­
erbt, dessen Fürsorgepflicht sich auf das ganze Gemeinwesens erstreckt, 
wie auch einen ethischen Rechtsbegriff, der keinen Menschen ganz aus­
schließt.8 Und beide, Rechts- und Sozialpflichtsvorstellungcn, sind durch 
die antizipierende Erwartung radikal Außenstehender, die Integrations- und 
Assimilationskapaziläten europäischer Gemeinwesen radikal überfordernde 
Gruppen, fundamental in Frage gestellt. Davon sprechen die Schreckbilder 
einer »Arnerikanisierung« Europas: durchsetzt von Slums und Zonen der 
»Wildnis«, beherrscht von absoluter Armut, nackten Überlebenskämpfen 
und der willkürlichen Gewalt von Einzelnen und Rollen, unerreichbar für 
das staatliche Gesetz und staatliche Sozialleistungen und kulturelle Inte­
grationen. In ihnen artikuliert sich nicht allein die Angst vor der Unkon­
trollierbarkeit der Besitz- und Rechtlosen, sondern auch die andere Angst 
vor einer Renormalisierung des Zustandes von ethisch skandalöser Unver­
sorgtheit und Entrechtung, einer »Aussfüzigkeit«, die überwunden zu ha­
ben Europa als seine zivilisatorische Leistung par excellence verbucht. Und 
während die amerikanische Gesellschaft in Ermangelung einer sozialstaat­
lichen Tradition solche inneren Gewallverhällnisse hinnehmen kann, ohne 
sie als Selbst widcrlegungcn zu erleben, untergraben gleichgerichtete Er­
wartungen, von Migrationsfolgen angestoßen, in Europa in der Tat die 
Fundamente des politischen Selbstverständnisses der europäischen Staats­
gesellschaften. 
Wenig trägt der Einwand, dieses Selbstverständnis sei immer exklusiv ge­
wesen und widerlegt durch die Geschichte der Kolon_isation und des Impe-

8 Die sozialstaatliehe Massendemokratie hat beide, Rechts- und Sozia!p!1ichtsvorste!!11n­
gen. siikularisicrl und erhebt - wenn auch mit zusehends geringerem Erfolg - den An­
spruch, sie einzulösen. Die sozialen Gruppen in der Gesellschaft wiederum rcchtf'erligen 
ihre siikularen Versorgungsanspriiche im Bewußtsein früherer Arbeits- und Leistungsin­
vestitionen in den sozialen S!aal. Die Konkurrenz legitimer und illegitim erscheinender 
Versorgungsansprüche erkliirt im übrigen die besonderen Schwierigkeiten, die sozial­
staatliche Gesellschaften mll der Migration haben - und auch, warum der Asylant für eins 
Ressentiment die Spezies der Aus!iinder [ibcrlrnup! bestens verlritl: er zuallerletzt hat sich 
Schutz und Zuwendungen durch Investitionen verdient. 
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rialismus. Umgekehrt, denn entscheidend ist: die Migration trägt ja die au­
ßereuropäische Peripherie ins Innere Europas hinein und konfrontiert mit­
einander, was sich ehedem als Außen- und Binnenmoral segmentieren ließ. 
Oder politisch gesprochen: die Migration aktualisiert die globalen Pro­
bleme inmitten Europas mit der unhintergehbaren Folge, daß die Migration 
die Selbstrechtfcrtigungs und Selbstbegründungsmuster der reichen westli­
chen Demokratien umstandslos einer globalisierenclen, und das heißt uni­
versalisierenden Perspektive aussetzt und damit ihre Begründungsschwä­
chen in neuer Konstellation offenbart. Gerade weil sich (auch) an der Mi­
grations- und Asylpolitik die Regression des Politischen oder seine neue 
Erschließung entscheidet, kristallisiert sich an den Problemen, den Mög­
lichkeiten und Unmöglichkeiten ihrer Lösung und deren Rechtfertigungen 
die neue Konstellation. 
Die Probleme haben ihre pragmatische Seite. Was sich weltpolitisch als 
Regulierungsbedarf hinsichtlich des Reichtumgefälles, der Sicherung der 
Menschenrechte, des Minderheitenschutzes etc., also hinsichtlich des re­
gelnden Eingriffes in die Migrationsursachen zeigt, das wirkt im Innern der 
europäischen Staaten als Bedarf an Pragmatiken des Umgangs mit den Mi­
grationsfolgen: an Sozial- und Rechtspolitiken der Integration und des 
Ausgleichs. Migrations- und Asylpolitik stellen dabei restriktiv zu handha­
bende innenpolitische Instrumente dar, die das Zugangsrecht zu sozial- als 
nationalstaatlichem Reichtum und zu demokratischen Rechten und Rechts­
schutz verleihen und verteilen. So schreiben sie sich als innenpolitische 
Größen in die Rechtfcrtigungsmuster ein, in denen sich die westeuropäi­
schen Demokratien seit dem 2.Weltkrieg als Sozialstaaten innenpolitisch 
begründet und stabilisiert habcn.9 Aber konfrontiert mit dem Migrations­
druck entfalten sie sich vor dem unübersehbaren Problemübersch1-!fi welt­
politisch zu handhabender Armut und Gewalt, ausgeübt von totalitären und 
diktatorischen Regimen und Bewegungen. 
Am Druck und am Überschuß aktualisiert. sich aber auch der alle interes­
sensgeleitete Pragmatik übersteigende prinzipielle Rechtfertigungs- und 
Begründungsbedarf. Denn die Universalitätsansprliche des europäischen 
politischen Selbstverständnisses bedeuten, daß alle Probleme zugleich An­
liisse prinzipieller Begründung und Rechtfertigung sind; und nicht weniger 

9 Außenpolitische Rechtfertigungen der westlichen Demokratien waren spfücstens bis zum 
Golfkrieg, der die neue weltpolitische Ära offensichtlich machte, pauschal abgedeckt: zu­
erst durch die Ideologeme des Kallen Krieges, später durch die Leitlinien der Entspan­
nungspolitik.Daß sich die Außenpolitik der Staaten den Gesellschaften en dctail so wenig 
erschließt, verweist im übrigen auf ein strukturelles Defizit: ihre Feh!-/Lcistungen werden 
in der Regel den Gesellschaften ja nicht unmiuelbar, sondern nur über die politischen Ent­
scheidungstriiger, die ihre eigenen Aktionen bewerten, zugiing!ich. (vgl. Czempiel !992,S. 
34) 
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ist zu begründen und zu rechtfertigen, als der status quo der Partikulariüit 
des Reichtums und der Menschenrechte sowie die Möglichkeiten und Un­
möglichkeiten ihrer Univcrsalisierung. Und zur Lage gehört, wie hier die 
Schwierigkeiten, für die Zukunft tragfiihigc Begründungen zu finden, mil 
den durch die vergangene Geschichte offenbarten Rcchtfcrtigungsschwä­
chcn des Universalismus zusammengehen. 
Nicht nur, daß Prinzipien eines Ausgleichs des Rcichturngcfällcs, an denen 
sich eine Weltpolitik und -gcscllschaft orientieren können muß, auf »Fun­
damcntalismen« - liberale oder sozialistische - nicht zurückgreifen können, 
Denn die BcgrUndungsfigurcn der Fortschrittsideologien sind verschlissen, 
die früher eine künftige Gerechtigkeit garantieren zu können vorgaben. 
Darüberhinaus stehen sie unter dem Zwang des (halb-)aufgeklärten (Vor-) 
Wissens um die Nichtuniversalisierbarkeit des \Vestlichen industriegesell­
schaftlichen Reichtumsmodells aus ökologischen Gründen. So wächst der 
Bedrohung durch Migrationsfolgen das (Vor-)Wissen um die andere Be­
drohung zu, die mit dem Versuch einhergeht, die Migrationsursachen mit 
Mitteln der Industrialisierung »unterentwickelter Länder« zu bekämpfen. 
Das schon stellt das europäische Bewußtsein vor die aporetische Unmög­
lichkeit des status quo: entweder Infragestellung der Fundamente des euro­
päischen SelbstversHindnisses durch die Folgen der Migration oder Ab­
schottung und Rechtfertigung des eigenen partikularen Reichtums und also 
Verstoß gegen die eigenen universalistischen Prinzipien oder Festhalten am 
eigenen Universalismus und also Selbst-Infragestellung mit dem Risiko der 
Aufgabe des eigenen Reichtummodells. 
In diesen Aporien wächst nicht weniger als ein prinzipieller Begründungs­
notstand der europäischen Aufklürung und Zivilisation heran. Auch wenn 
der sich zuallererst, angestoßen von der Migration, als klassischer Gegen~ 
satz von möglichen Prinzipien einer Gerechtigkeitsethik und un••/mögli~ 
chen Pragmatiken des Ausgleichs und industriellen Umbaus darstellen läßt; 
den Zwang zur und die Praxis der politischen Entscheidung trHgt ja hinter­
rücks die europäische Asyldebatte selber bei. Denn wo die Asylpraxis dazu 
bestimmt ist, zu beurteilen und zu entscheiden, was einem individuellen 
Menschen an Gewalt und Entrechtung (nicht mehr) zuzumuten sei; da 
spricht sie ja negativ und individuell nur aus, was als kollektives Prinzip 
der Herrschaftsbindungen und als positives Recht global formuliert und 
geltend gemacht werden muß. 
In der Infragestellung des politisch-sozialen Selbstverstündnisses Europas 
durch »Fremde« wie in der Verweigerung seiner ökonomischen Selbstin­
fragestellung einerseits, im Versagen der Politik gegenüber der Erfindung 
neuer weltpolitischer Formen und Prinzipien andererseits gewinnt der Be­
gründungsnotstand seine Gestalt. Der die Migrationsprobleme verkennende 
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Streit um die Multikultur ersetzt den wirklich (weit~ )politischen Prinzipi­
enstreit, den das Asylproblem als wirkliches Problem weltweiter Herr­
schafl und Gewalt bereithält. Es erfordert - entgegen der Verfehlung neuer 
Weltpolitik durch eine nationalstaat1iche Außenpolitik, die selber wieder­
um auf Innenpolitik regrediert - eine weltgesellschaftliche Begründung der 
Demokratie. 10 Die Asyldebatte als verschobene Migrationsdebatle in na­
tionalisierender Form aber zeichnet die Regression der Staats- und Innen­
politik vor, der die Gesellschaft hinterläuft. Die Drohungen, die für Europa 
und sein Selbstverständnis aus den globalen Problemlagen herrühren, wer­
den durch die Regression der Politik nicht beschwichtigt, sondern nur ver­
fehlt, ohne daß das öffentliche (Vor-)Wissen von ihnen abniihme. Im Ge­
genteil: unerledigt und unbewältlgbar drängen stc urn so nachhalügcr an 
und vertiefen den Abwehrdruck. Der in der Politik sichtbare Verlust an 
Chancen zur Zivilisierung der Welt nach dem Zusammenbruch der Blöcke, 
greifbar im diskursiven Mangel an chancenreichen Pragmatiken und Prin­
zipien, schlägt sich im Innern der europäischen Gesellschaften als Verlust 
an Einspruchsmöglichkeiten gegenüber der eigenen De-Zivilisierung nie­
der. 
Gewiß bauen sich im Verfall der alten politischen Koordinaten von Links, 
Mitte, Rechts die politischen Positionen neu auf. Nichts anderes beweist 
die Migrations- und AsyldcbaUe mit ihren Lager- und Grenzverletzungen 
innerhalb der politischen Kaste. Aber ebenso gewiß, daß in Ermangelung 
demokratischer Grundlegungen a priori in der zivilen Gesellschaft der 
rechte Habitus Terrain gewinnt. Unaufüaltsam schWgt dann die alternativ­
lose Einsicht in die Unmöglichkeit einer sozialstaatlichen Weltgesellschaft, 
die Regionen, ja ganze Kontinente nur zu »Leistungsempfängern« und also 
Objekten anderer Art machte, in die Dummheit und Rohheit um, daß die 
nationalen Sozialstaaten Europas nicht die Sozialfüntcr der Welt seien. Hier 
orchestriert gesellschaftliche Aggression die Defensivpolitik der Abschot­
tung. Der Gestus der Abwehr, der verbal und habituell das Alltagsklima zu 
dominieren beginnt, ist verschieden von der Gewalt des Mob, die sich aus 
anderen Quellen speist. Und im Schweigen vor ihr regt sich - über das Ver­
sagen der (Welt-)Politik hinaus - noch ein eigenes »Verdrängtes«. Zum 
globalen Regulierungsbedarf gehört die Einrichlung von internationalen 
Sanktionsmächten und mit ihnen die Begrlindungskautelcn für einen »ge­
rechtfertigten Krieg«. Das rührt an die jeder Herrschaftsordnung zugrunde-

!O Sie muß sich begründen vor der \Veit und ihren unterschiedlichen Kulturen durch ihre ge•• 
scllschaftlichen, zivilisatorischen Leistungen, Fehlleistungen und kolonisatorischen Vcr­
hccrungcn. Das hieße auch: noch lange darf die Epoche der »Systemvergleiche« nicht zu 
Ende sein; sie wfücn aus der Verzerrung dmch den »Kalten Krieg« zu befreien und 
könnten dadurch den Ausdrnck historischer Erfahrung erst ermöglichen. 
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liegende »ursprüngliche Gewalt«, die die Demokratien innenpolitisch als 
Polizeiangelegenheiten vcrrechtlicht, und die die innenpolitisch akzentu­
ierten demokratischen Selbstversüindigungen weitgehend ausgegrenzt ha­
ben. Darum durchmischt sich der Blick in die Zukunft, der einen Fort­
schritt einer zivilisierten Weltgesellschaft eröffnen will, mit unliebsamen 
Erinnerungen aus der eigenen Vergangenheit. Denn er konfrontiert mit den 
alten Fragen zivilisatorischer und zivilisierter, »gehegter« Gewalt in der 
Politik, die den befriedeten europäischen Gesellschaften, insbesondere der 
der Bundesrepublik, heute nur als un- und antidemokratischer, moralischer 
Skandal ihrer Vorgeschichte erinnerlich ist. Und er bringt den moralischen 
Skandal gerechtfertigter Gewalt als Politikum in die Demokratie zurlick ... 
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